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(3) Im Anwaltsprozeß kann jeder in der Deut­
schen Demokratischen Republik zugelassene Rechts­
anwalt vor jedem Gericht in der Deutschen Demo­
kratischen Republik auftreten.

(4) Das Prozeßgericht kann von den Vorschriften 
über den Anwaltszwang Befreiung gewähren, wenn 
hierdurch die sachgemäße Vorbereitung und Durch­
führung des Prozesses keine Beeinträchtigung er­
fährt.

(5) Haushaltsorganisationen, Verwaltungen Volks­
eigener Betriebe und volkseigene Betriebe können 
sich im Anwaltsprozeß durch eigene Angestellte 
oder Angestellte der übergeordneten Organe ver­
treten lassen.

(6) Das Gericht kann die Zulassung von Vertre­
tern volkseigener Betriebe von der Zustimmung 
des übergeordneten Organs abhängig machen.

(7) Die Vorschriften der Absätze 5 und 6 finden 
auf Wirtschaftsorgane der der volkseigenen Wirt­
schaft gleichgestellten Wirtschaft entsprechende 
Anwendung.

§ 12 
Mitteilungsblatt

Das Mitteilungsblatt nach § 204 Abs. 2 der Zivil­
prozeßordnung kann durch Anordnung des Mi­
nisters der Justiz bestimmt werden.

A b s c h n i t t  II 
Öffentlichkeit und Sitzungspolizei

§ 13
Ausschluß der Öffentlichkeit

(1) Die Verhandlungen in Zivilsachen vor den 
Gerichten der Deutschen Demokratischen Republik 
sind öffentlich.

(2) Das Gericht kann für die Verhandlung oder 
xür einen Teil der Verhandlung die Öffentlichkeit 
ausschließen, wenn die öffentliche Verhandlung 
die Sicherheit des Staates, die öffentliche Ordnung 
oder die Sittlichkeit gefährden würde oder die Not­
wendigkeit der Geheimhaltung bestimmter Tat­
sachen erfordert.

(3) Das Gericht kann die Anwesenheit einzelner 
Personen bei nicht öffentlichen Verhandlungen ge­
statten.

(4) In Ehesachen ist die Öffentlichkeit auszu­
schließen, wenn eine der Parteien es beantragt.

§ 14
Ausschluß der Öffentlichkeit in besonderen Fällen

(1) In dem auf die Klage wegen Anfechtung oder 
Wiederaufhebung der Entmündigung einer Person 
wegen Geisteskrankheit oder wegen Geistes­
schwäche eingeleiteten Verfahren (§§ 664, 679 der 
Zivilprozeßordnung) ist die Öffentlichkeit während 
der Vernehmung des Entmündigten auszuschließen; 
auf Antrag einer der Parteien kann die Öffentlich­
keit der Verhandlung überhaupt ausgeschlossen 
werden.

(2) Das Verfahren wegen Entmündigung oder Wie­
deraufhebung der Entmündigung (§§ 645 bis 663, 675 
bis 678 der Zivilprozeßordnung) ist nicht öffentlich.

§ 15
Urteilsverkündung

(1) Urteile sind stets öffentlich zu verkünden.
(2) Durch einen besonderen Beschluß des Gerichts 

kann unter den Voraussetzungen des § 13 auch für 
die Verkündung der Urteilsgründe oder eines Tei­
les davon die Öffentlichkeit ausgeschlossen werden.

§ 16
Verhandlung über die Ausschließung der Öffentlichkeit

(1) Die Verhandlung über die Ausschließung der 
Öffentlichkeit findet in nichtöffentlicher Sitzung 
statt, wenn ein Beteiligter es beantragt oder das 
Gericht es für angemessen hält. Der Beschluß, der 
die Öffentlichkeit ausschließt, muß öffentlich ver­
kündet werden. Bei der Verkündung soll angegeben 
werden, aus welchem Grunde die Öffentlichkeit 
ausgeschlossen wird.

(2) Ist die Öffentlichkeit wegen Gefährdung der 
Sicherheit des Staates oder im Interesse der Ge­
heimhaltung bestimmter Tatsachen ausgeschlossen, 
so kann das Gericht den anwesenden Personen die 
Geheimhaltung aller in der Verhandlung zur 
Sprache kommenden Tatsachen und Umsätze zur 
Pflicht machen. Der Beschluß ist in das Sitzungs­
protokoll aufzunehmen.

§ 17
Beschränkter Zutritt

Der Zutritt zu öffentlichen Verhandlungen kann 
Minderjährigen und Personen versagt werden, die 
sich nicht im Besitz der staatsbürgerlichen Rechte 
befinden oder in einer der Würde des Gerichts 
nicht entsprechenden Weise erscheinen.

§ 18
Ordnungsgewalt des Vorsitzenden

Die Aufrechterhaltung der Ordnung in der 
Sitzung ist Sache des Vorsitzenden.

§ 19
Zwangsweise Entfernung einzelner Personen

Personen, die die Ordnung stören, kann der Vor­
sitzende aus dem Saale weisen, auch wenn sie an 
dem Verfahren beteiligt sind.

§ 20 
Ordnungsstrafen

(1) Das Gericht kann gegen Personen, die die 
Würde des Gerichts verletzen, eine Ordnungsstrafe 
festsetzen.

(2) Die Ordnungsstrafe besteht in einer Geld­
strafe bis zur Höhe von 150,— DM.

§ 21 
Protokoll

Eine auf Grund des § 20 verhängte Ordnungs­
strafe oder die Entfernung einer an der Verhand­
lung beteiligten Person aus der Verhandlung ist 
mit einer die Maßnahme enthaltenden Begründung 
in das Protokoll aufzunehmen.

§ 22
Befugnisse des beauftragten oder ersuchten Richters

Die in den §§ 13 bis 21 bezeichneten Befugnisse 
stehen auch dem beauftragten oder ersuchten Rich­
ter zu.


